
Roderich Kiesewetter MdB 
Platz der Republik 
11011 Berlin 
Telefon 030 227-77594 
Telefax 030 227-76594 
roderich.kiesewetter@bundestag.de 
Internet: www.roderich-kiesewetter.de 
 
Wahlkreisbüro: 
Beinstraße 44 
73430 Aalen 
Telefon 07361 5249 201 
Telefax 07361 5249 202 
roderich.kiesewetter@wk.bundestag.de 
http://de-de.facebook.com/roderich.kiesewetter 
https://de.twitter.com/RKiesewetter 

 

Kiesewetter kompakt 
 

Freitag, 26. April 2013                   08/2013  Seite 1 von 4 

 

08/2013 

Den Ehrlichen gehört die Zukunft / Persönliche Notizen 
Aktuelle Stunde anlässlich des Falls Hoeneß – Union verteidigt Steuerabkommen mit der Schweiz 

 
In dieser Woche hat die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen den Fall Hoeneß zum Anlass 
genommen, um  eine Aktuelle Stunde zum The-
ma "Große Vermögen durch Neuverhandlung 
des deutsch-schweizerischen Steuerabkom-
mens sowie durch eine Vermögensabgabe her-
anziehen" zu verlangen. In der Debatte am 
Mittwoch wies die CDU/CSU-Fraktion die 
Unterstellungen der Opposition nachdrücklich 
zurück, sie betreibe den Kampf gegen Steuer-
hinterziehung nicht entschlossen genug. Weder 
Steuerhinterziehung noch Sozialbetrug sind vor 
den ehrlichen Bürgern zu rechtfertigen. Aus 
guten Gründen ist Steuerhinterziehung daher 
mit besonders hohen Strafen belegt. Allen sollte 
daran gelegen sein, dass die gesetzlich vorgese-
henen Steuern auch tatsächlich in den öffentli-
chen Kassen landen. Abkommen mit Nachbar-
staaten können dazu ein hervorragendes Mittel 
sein – insbesondere dann, wenn sie alle in dem 
Land anfallenden deutschen Kapitaleinkünfte 
lückenlos erfassen und sogar rückwirkend hin-
terzogene Steuern und pauschale Strafaufschlä-
ge nach Deutschland holen. Mit der Schweiz hat-
te Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble ein 
solches Abkommen ausgehandelt.  
 
Man kann natürlich auch, wie die Opposition, 
auf Zufallsfunde setzen, die durch den mehr 
oder weniger seriösen Ankauf von Daten-CDs 
oder Selbstanzeigen entstehen. Eine systemati-
sche und damit gerechte Erfassung der Steuer-

pflichtigen sieht allerdings anders aus. So warf 
Wolfgang Schäuble der Opposition in der Debat-
te vor, sie nehme einen „beklagenswerten Ein-
zelfall“, um eine politische Debatte vom Zaun zu 
brechen. Hintergrund: Der FC-Bayern-Präsident 
Uli Hoeneß hatte sich im Januar bei den Steuer-
behörden selbst angezeigt, weil er offenbar un-
versteuertes Geld in der Schweiz hatte. Diese 
Steueraffäre nahm nun die Opposition zum An-
lass, das ausgehandelte und vom Bundesrat blo-
ckierte Steuerabkommen mit der Schweiz als 
Freibrief für Steuersünder zu geißeln. Wolfgang 
Schäuble wies diesen Vorwurf zurück, da das 
Abkommen dem deutschen Fiskus zehn Milliar-
den an pauschalen Steuernachzahlungen in die 
Kassen gespült hätte.  
 
Mitte 2012 hatte die Bundesregierung das Ab-
kommen mit der Schweiz über die Zusammen-
arbeit in den Bereichen Steuern und Finanz-
markt als Gesetzentwurf vorgelegt. Danach soll-
ten die Kapitalerträge deutscher Steuerpflichti-
ger in der Schweiz in Zukunft wie in Deutsch-
land behandelt werden. Dafür sollten die 
Schweizer Zahlstellen eine der Abgeltungsteuer 
(derzeit 25 Prozent) und dem Solidaritätszu-
schlag (5,5 Prozent der Abgeltungsteuer) ent-
sprechende Quellensteuer erheben. Zudem 
wurde eine Nachversteuerung durch Schweizer 
Behörden vereinbart für Kapital auf Konten 
oder Depots – pauschal und anonym durch eine 
Einmalzahlung. Das Gesetz scheiterte im Bun-



Kurznachrichten - Kurznachrichten - Kurznachrichten - Kurznachrichten - Kurznachrichten 

Freitag, 26. April 2013  08/2013  Seite 2 von 4 

desrat. Bundesfinanzminister Wolfgang Schäub-
le verteidigte das Abkommen: "Wir hätten seit 
dem 1. Januar eine befriedigende Regelung. Der 
Ankauf von Datensammlungen wäre überflüssig 
gewesen." Abgeordnete der Unionsfraktion war-
fen der Opposition vor, sie nehme den Fall Hoe-
neß, um das populistische Bedürfnis nach skan-
dalträchtigen Schlagzeilen zu bedienen. SPD 
und Grüne sollten dazu übrigens auch erklären, 
dass durch ihr Vorgehen Steuerhinterzieher nur 
zufällig erkannt werden und überdies im Zwei-
fel auch noch billiger davonkommen. So erklärte 
in dieser Woche der finanzpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Klaus-Peter 
Flosbach: „Denn was die SPD den Wählern ver-
schweigt: Eine Selbstanzeige und damit die 
Nachversteuerung inklusive Strafzinsen wäre 
für Steuerhinterzieher oftmals günstiger als das 
gescheiterte Steuerabkommen mit der Schweiz. 
Das Abkommen hätte für eine Besteuerung des 
vollständig ins Ausland gebrachten Vermögens 
von Hinterziehern gesorgt und zwar auch dann, 
wenn die Steueransprüche bereits verjährt ge-
wesen wären. Dagegen geht es bei einer Selbst-
anzeige nur um die noch nicht verjährten Steu-
eransprüche. Die Steuerbelastung durch das 
Steuerabkommen wäre insgesamt deutlich hö-
her als bei einer Selbstanzeige. Ohne ein Steuer-
abkommen mit der Schweiz ist eine systemati-
sche Besteuerung der dort liegenden Vermögen 
nicht möglich.“ Auch die Behauptungen der SPD, 
die eine Verbindung des Scheiterns des Steuer-
abkommens mit dem Thema Selbstanzeigen 
herstellt, wurden von Flosbach zurückgewiesen: 
„Wenn es einen Zusammenhang gäbe, hätte es 
nach dem Scheitern des Abkommens eine ganze 
Welle von Selbstanzeigen geben müssen. Dies 
ist aber offensichtlich nicht der Fall.“ 
 
Stärkung der mittelständischen Wirtschaft 
 
Mit der Koalitionsmehrheit hat der Bundestag 
an diesem Donnerstag einen Antrag von 
CDU/CSU und FDP angenommen, den "starken 
deutschen Mittelstand weiter zukunftsfest" zu 
machen. Die Bundesregierung wurde aufgefor-
dert, den Bürokratieabbau, ihre Fachkräfte-
Offensive zur Anwerbung ausländischer Ar-
beitskräfte und die Hightech-Strategie 2020 
fortzusetzen und das Umfeld für Unterneh-
mensgründungen und -übernahmen weiter zu 
verbessern. Die Koalitionsabgeordneten wür-

digten den deutschen Mittelstand mit seinen 
überragenden Leistungen für die wirtschaftliche 
Stabilität, den gesellschaftlichen Wohlstand und 
die Zukunftsfähigkeit unseres Landes. Die Koali-
tion habe eine umfassende mittelstands-
politische Bestandsanalyse durchgeführt und 
die zentralen Herausforderungen identifiziert. 
Maßgeblich seien unternehmerische Hand-
lungsspielräume auf Gebieten wie Fachkräftesi-
cherung, Innovation, Technologie, Forschung 
und Entwicklung, Infrastruktur, Finanzierung, 
Existenzgründung oder Bürokratie. Ebenso 
müsse der Mittelstand von Projekten Öffentlich-
Privater Partnerschaften (ÖPP) profitieren kön-
nen. Als konkrete Entlastungsmaßnahme wurde 
ebenfalls in dieser Woche im Bundestagsple-
num das „Gesetz zur Verkürzung der Aufbewah-
rungsfristen sowie zur Änderung weiterer steu-
erlicher Vorschriften“ beschlossen. Damit wer-
den die steuerlichen Aufbewahrungsfristen von 
derzeit zehn auf acht Jahre und ab 2015 auf nur 
noch sieben Jahre verkürzt und damit die 
Bürokratiekosten um über 2 Milliarden Euro 
verringert. 
 
Arbeit und soziale Sicherheit stärken 
 
Diese Woche beschäftigten sich die Abgeordne-
ten des Deutschen Bundestages erneut mit dem 
bereits im März vom Bundeskabinett beschlos-
sene Armuts- und Reichtumsbericht 2013. Ein 
Auseinanderklaffen von Arm und Reich verträgt 
Deutschland auf Dauer nicht. Aber: Die Un-
gleichheit der Einkommen nimmt seit 2005 
wieder ab, weil so viele Menschen Arbeit haben 
wie seit zwei Jahrzehnten nicht. Ein Arbeitsplatz 
ist der beste Schutz vor Armut. Deshalb ist es 
gut, dass es gelungen ist, wieder mehr Men-
schen in Arbeit zu bringen. Seit Angela Merkel 
Bundeskanzlerin ist, ist die Arbeitslosenzahl um 
knapp zwei Millionen gesunken. Die Jugendar-
beitslosigkeit wurde halbiert. Für diejenigen, 
die nicht mehr arbeitslos sind, ist unser Land 
dadurch gerechter geworden, denn sie und ihre 
Familien können ganz anders am gesellschaftli-
chen Leben teilnehmen. So müssen wir weiter-
machen und Arbeit für Alle schaffen. Deutsch-
land ist derzeit die wettbewerbsfähigste Volks-
wirtschaft Europas. Doch die Welt steht nicht 
still. Andere Länder werden stärker. Das muss 
uns nicht einschüchtern, wir haben große Stär-
ken – ausruhen dürfen wir uns aber nicht. We-
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niger Arbeit wäre das Ungerechteste überhaupt. 
Deutschland muss sich daher gewaltig anstren-
gen, um seine Produkte auch in den nächsten 
Jahrzehnten weltweit verkaufen zu können. An 
den Produkten hängen unsere Arbeitsplätze. 
Wir brauchen daher die besseren Fachkräfte. 
Deutschland muss als Bildungs- und For-
schungsstandort weiter an der Weltspitze ste-
hen, denn Bildung und Forschung sind die 
Grundlage für Wettbewerbsfähigkeit und Inno-
vationskraft. Wir müssen weiterhin Lösungen 
für den demografischen Wandel entwickeln. 
Diese Herausforderungen geht die Koalition 
entschlossen und erfolgreich an. Der Fleiß der 
Menschen und die Politik der christlich-
liberalen Koalition haben unser Land stark ge-
macht, so dass es Chancen hat wie nie zuvor. Die 
größte Chance aber liegt in einem einigen Euro-
pa. 
 
Verbesserungen für Contergangeschädigte 
 
Eine vom Deutschen Bundestag beauftragte 
Forschungsstudie hat gezeigt, dass viele 
Conterganopfer nicht ausreichend abgesichert 
und teilweise unterversorgt sind. Der Deutsche 
Bundestag hat daher auf Initiative der CDU-
Landesgruppe Baden-Württemberg in zweiter 
und dritter Lesung das dritte „Gesetz zur Ände-
rung des Conterganstiftungsgesetzes“ beschlos-
sen. Vorgesehen sind hierin Verbesserungen der 
Leistungen für Conterganopfer im Umfang von 
120 Millionen Euro. Enthalten ist etwa die deut-
liche Aufstockung der Conterganrenten um 90 
Millionen Euro, um die Geschädigten so ohne 
große Bürokratie in die Lage zu versetzen, sich 
um ihre Belange selbst zu kümmern. Sie können 
über diese Pauschale ihre Zusatzbedarfe abde-
cken, ohne aufwändige Einzelfallprüfungen 
durchlaufen zu müssen. Zur Deckung spezifi-
scher und einzeln auszuweisender Leistungen 
werden 30 Millionen Euro pro Jahr bereitge-
stellt. 
 
Zitat: 
 
«Fällt den Sozis etwas ein, muss es eine neue 
Steuer sein. Wer ist mit dabei? Die grüne Par-
tei.»  
(FDP-Fraktionschef Rainer Brüderle an diesem 
Donnerstag in der Debatte um den deutschen 
Mittelstand) 

Persönliche Notizen 
 
1. Wahlkreis und Land 
 
Ein besonderes Ereignis war die Jahreshaupt-
versammlung der CDU Jagstzell am 19. April. 
Ich ehrte langjährige und verdiente Mitglieder 
und berichtete Neuigkeiten aus Berlin, darunter 
die umstrittenen Themen Frauenquote und Zy-
pern. 
 
Am letzen Wochenende gab es noch weitere 
interessante Veranstaltungen im Wahlkreis. Am 
Samstagmorgen besuchte ich den prima besuch-
ten Bürgertreff Magde in Röhlingen. Nachmit-
tags hielt ich einen Vortrag mit anschließender 
Diskussion bei der Jungen Union in Böblingen 
zur gemeinsamen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik in Europa. Eine tolle Gruppe! 
 
Eine schöne Nachricht zu unserem Wahlkreis 
erhielt ich am Mittwoch, den 24. April. Die Stadt 
Niederstotzingen bekommt das Europadip-
lom - eine gerechtfertigte Anerkennung für das 
tolle Engagement für die europäische Sache. 
Einen Pressebericht zum Thema finden Sie hier.   
 
2. Berlin 
 
Gleich zum Auftakt der Sitzungswoche stand am 
Montag, den 22.04., ein spannendes Thema auf 
dem Programm. In einer großen Konferenz ging 
es um Europa als Friedensmacht. Europas 
Rolle in der Weltpolitik gewinnt zunehmend an 
Bedeutung. Das ist zugleich eine Chance als 
Vermittler in den Konflikten der Welt zu agieren 
und den Friedensprozess zu fördern. Deutsch-
land hat dabei eine gewichtige Rolle.  
 
Am selben Tag habe ich auch Besuch aus der 
Heimat empfangen. Einmal aus Bopfingen und 
eine große Gruppe der Landfrauen aus Aa-
len/Ebnat und der Senioren Union Ostalb. 
 
Mit einem Dialog zu einem sicherheitspoliti-
schen Thema ging es am Mittwoch weiter. In der 
Matthäus-Kirche in Berlin diskutierte der Ver-
teidigungsminister gemeinsam mit kirchli-
chen Vertretern über den Einsatz und die 
Verwendung von Drohnen in Konflikten.  Für 
mich ist es keine Frage, ob wir Drohnen ver-
wenden. Vielmehr müssen wir uns damit ausei-

http://www.swp.de/heidenheim/lokales/kreisheidenheim/Niederstotzingen-erhaelt-das-Europadiplom;art1168195,1965749
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nandersetzen, wie und unter welchem rechtli-
chen Rahmen wir sie einsetzen.  
 
Tags darauf stand eine namentliche Abstim-
mung zum NPD-Verbotsverfahren an. Ein hef-
tig umstrittenes Thema. Gegen Rechtsextre-
mismus muss in jeder Form vorgegangen wer-
den, keine Frage. Aber auch wenn der Bundes-
rat sich für einen Verbotsantrag beim Bundes-
verfassungsgericht ausgesprochen hat, stimmte 
auch die CDU mit gutem Grund dagegen. Ein 
nochmaliges Scheitern des Verbotsantrags wäre 
eine herbe Niederlage für die Demokratie und 
würde die Rechtsextremen stärken. Solange die 
Aussicht auf einen Erfolg nicht großer Sicher-
heit gewährleistet ist, kann ein erneuter Ver-
botsantrag keine sinnvolle Entscheidung sein. 
Außerdem würden die Rechtsextremisten in 
andere Organisationen ausweichen. Unsere 
Demokratie ist stark genug, ein Verbot bisher 
keine Lösung. 
 
Am Donnerstag traf ich Jo Eller aus Oberkochen, 
der sich beeindruckend für Kinder ohne Fami-
lien einsetzt, Gründer des Vereins Kinder von 
der Straße e.V., bundesweit engagiert und fest 
bei uns verwurzelt.  
 
Am heutigen Freitag nehme ich wieder an ei-
nem Bundesfachausschuss zur Erarbeitung 
des Wahlprogramms der CDU teil, es wird gut! 
 
Am 30. April werde ich gemeinsam mit den 
Stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden der 
CDU/CSU Ruck und Schockenhoff nach Mali 
reisen, um mir ein Bild über dieses wichtige 
Land im Nahen Süden Europas zu machen. Es 
wird sicher eine besondere Reise und ich werde 
im nächsten Kiesewetter kompakt von meinen 
Eindrücken und Erkenntnissen berichten.  
 
Herzliche Grüße  

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 


